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PLANEN & REDEN statt WASCHEN & LEGEN: GAL-Bürgerbüro im 
Friseurladen� Photo: sys
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Dass der „Hauseigentümer G.“, 
der sich in seiner Gegendar-
stellung inzwischen selbst ou-
tet, die Sache nicht auf sich be-
ruhen lassen würde, war klar. 
Er ist stadtweit als ausgespro-
chen streitbar und bei Gericht 
wohl bekannt. Von den beiden 
†-Autorinnen Petra Friedrich 
und Sylvia Schaible verlangte 
er per Rechtsanwalt zunächst 
eine Unterlassungserklärung, 
mehrere in dem Artikel vorge-
nommene Behauptungen nicht 
mehr aufzustellen, und forder-
te eine Summe von 1.150 Euro. 
Als die beiden Autorinnen dies 
verweigerten, versuchte Gagel 
eine einstweilige Verfügung zu 
erwirken, die in erster Instanz 
beim Landgericht Bamberg 
noch zurückgewiesen wurde. 
In zweiter Instanz beim Ober-
landesgericht Bamberg jedoch 
bekam er in zwei von sechs be-
antragten Punkten Recht. Die 
beiden Behauptungen, die auf-

grund des Gerichtsbeschlus-
ses derzeit zu unterlassen sind, 
können selbstverständlich auch 
an dieser Stelle in der † nicht 
veröffentlicht werden.

Zivilgericht 
bestätigt: Keine 
Schmähkritik

Gegen vier Äußerungen der 
† konnte sich Gagel hinge-
gen nicht erfolgreich wehren, 
da sie durch die Pressefreiheit 
und das Recht auf freie Mei-
nungsäußerung gemäß Art. 5 
Grundgesetz gedeckt sind. Die 
† darf Roland Gagel – je-
denfalls nach Lesart des Zivil-
senats des Oberlandesgerichts 
Bamberg – also weiterhin als 
„skrupellosen Vermieter“ be-
zeichnen, der „aus der Notlage 
armer Menschen ein Geschäft“ 
und „seinen Reibach auf Kos-
ten hilfsbedürftiger Menschen“ 

macht und seine Mieter „aus-
beutet“. Ausdrücklich stellt das 
Gericht fest, dass es sich hierbei 
um Werturteile handelt, welche 
die Grenze zur Schmähkritik 
noch nicht überschreiten. 

Aber mit einstweiligen Ver-
fügungen wollte der „Sonne“-
Eigentümer sich nicht zufrie-
den geben, er stellte auch noch 
Strafanzeige gegen Petra Fried-
rich und Sylvia Schaible – we-
gen übler Nachrede. Die Staats-
anwaltschaft ermittelte und 
stellte tatsächlich Strafbefehl ge-
gen die beiden Autorinnen aus. 
Im Gegensatz zum Oberlandes-
gericht bewertete das Amtsge-
richt zum Teil identische Aussa-
gen völlig anders. Während das 
Oberlandesgericht den Autorin-
nen etwa weiterhin erlaubt, von 
einem „skrupellosen Vermie-
ter“, „Ausbeutung“ und „Ge-
schäftemacherei“ zu sprechen, 
will man sie beim Amtsgericht 
eben dafür bestrafen. Der Straf-

†-Redaktion angeklagt: Nachspiel vor Gericht?
Die Titelstory der letzten †-Ausgabe Nr. 72 „Kein Platz an der Sonne“ schlug 
hohe Wellen, brachte das Rathaus in Aufruhr, beschäftigte mittlerweile mehrere 
Gerichte und zieht in der aktuellen † die nebenstehende Gegendarstellung nach 
sich. Die † hatte über die Wohnzustände in der „Sonne“ am Steinweg 9 berich-
tet, den Eigentümer dafür verantwortlich gemacht und heftig bemängelt, dass die 
Behörden der Stadt nichts dagegen und zugunsten der Mieter unternehmen.

„Die Wohnung ist für jeden Menschen eines der schüt-
zenswertesten Güter. Die Stadt Bamberg trägt Sorge dafür, 
dass jede Bürgerin und jeder Bürger mit angemessenem 
Wohnraum versorgt ist.“
Aus dem Leitbild der Stadt Bamberg für den Wohnungsnot-
fall (verabschiedet 16. Oktober 2008)

In der „Grün Alternativen Zei-
tung“, Ausgabe Nr. 72 (Sep-
tember 2008) ist auf der Ti-
telseite ein Beitrag unter der 
Überschrift „Kein Platz an der 
Sonne“ enthalten. Der Beitrag 
enthält mehrere unrichtige Be-
hauptungen, die ich wie folgt 
richtigstelle:

1. Unwahr ist, dass der „Im-
mobilieninvestor G.“ den städti-
schen Stellen „mitteilen“ ließ, 
„dass er keine Zuweisungen von 
Wohnungssuchenden durch das 
Amt mehr möchte“.
Wahr ist vielmehr, dass es 
keine derartige Mitteilung an 
städtische Stellen gegeben hat.

2. Unwahr ist, dass das Anwe-
sen Steinweg 9 unter dem neu-
en Eigentümer ohne baurecht-
liche Genehmigung „f leißig 
„ausgebaut““, dass das Dach-
geschoss zu Studentenwoh-
nungen und eine Garage im 
Hinterhof „zum zweigeschossigen 
„Apartmenthaus“ ausgebaut“ wor-
den sein soll.
Richtig ist, dass durch den Er-
werber des Anwesens – mit 
Ausnahme des Einbaus ei-
nes Fensters in die Wand zum 
Nachbarhaus – keine Ausbau-
maßnahmen erfolgten. Der 
Ausbau erfolgte bereits durch 
den Voreigentümer. die Gara-
ge im Hinterhof ist ausschließ-
lich zu gewerblichen Zwecken 
vermietet und nicht zu einem 
Apartmenthaus ausgebaut.

3. Unwahr ist auch, dass Zim-
mer, die „offiziell für Einzelperso-
nen ausgelegt“ sind, „von Paaren“ 
bewohnt werden sollen, und 
dass sich „vier bis sechs Leute 
eine Küche am Flurende, mit 
einem Waschbecken als Sani-

täreinrichtung“ teilen sollen.
Wahr ist, dass jedes der ver-
mieteten Zimmer nur von ei-
ner Person bewohnt wird. In 
jedem Zimmer befindet sich 
eine eigene Kochgelegenheit, 
eine Gemeinschaftsküche exis-
tiert in der Wohnanlage nicht. 
Es sind lediglich Gemein-
schaftsduschen und –WCs 
vorhanden.

4. Unwahr ist außerdem, dass 
in einem Gang ein „Matratzen-
lager“ existieren und dass im 
Gewölbekeller „ein Mann auf 
seiner Matratze“ wohnen und 
dort zugleich seine Werkstatt 
haben soll.
Wahr ist vielmehr, dass kein 
Matratzenlager existiert. Es 
gibt nur vermietete Apart-
ments. Im Keller befindet sich 
keine Werkstatt.
5. Unwahr ist auch, dass es 
im rückwärtigen Teil des An-
wesens „keinen zulässigen Flucht-
weg“ geben soll.
Wahr ist, dass auf Betreiben 
der Stadt ein Fenster in der 
Brandschutzwand zum Nach-
barhaus errichtet wurde, wel-
ches nunmehr einen Flucht-
weg gewährleistet. Ein solcher 
war zuvor nicht vorhanden.

6. Unwahr ist des Weiteren, 
dass durch einen Baukontrol-
leur „illegale Baumaßnahmen“ 
eingestellt worden sein sollen.
Wahr ist, dass nur eine unzu-
lässige Baumaßnahme einge-
stellt wurde, die zudem durch 
einen Mieter – und nicht 
durch die nunmehrigen Eigen-
tümer des Anwesens – ausge-
führt wurde.

Bamberg, den 18.9.08
gezeichnet Roland Gagel

Gegendarstellung zum Bericht in der † 
(Grün-Alternative Zeitung),  
Ausgabe Nr. 72, September 2008

Viel Zulauf gab es für das 
GAL-Bürgerbüro, das die grü-
ne Stadtratsfraktion in der Zeit 
vom 4. bis 9. Mai in der Luit-
poldstraße 25 (ehemaliger Fri-
seurladen direkt neben dem 
Odeon-Kino) eingerichtet hat-
te. Vorgestellt wurde der Rah-
menplan für die Weiterentwick-
lung des Bahnhofsgebietes, und 
zahlreiche interessierte Bürge-
rInnen, NachbarInnen und Pas-
santInnen nutzten die Gelegen-
heit, um sich zu informieren 
und Fragen zu stellen.

Thematisiert wurde der Ver-
kehr, insbesondere die zukünf-
tige Gestaltung der Luitpold-
straße, die als Straßenraum auf-
gewertet werden soll, mit brei-
teren Gehsteigen und Fahrrad-
wegen. Dass die Zollnerunter-
führung künftig nur noch zu 
Fuß und per Rad nutzbar sein 
soll, wurde kontrovers disku-
tiert. Einhelliger Wunsch al-
ler BesucherInnen war hinge-
gen „endlich“ die Fußgänger-
unterführung zwischen Bahn-
hof und Brennerstraße, wobei 
viele vorschlugen, den Durch-
stich doch gleich bis zum Bahn-
hofsplatz bzw. bis vor das Post-

gebäude weiterzuführen. Über-
haupt warteten viele BürgerIn-
nen darauf, dass die Neuge-
staltung des Bahnhofsumfeldes 
endlich vorankommt.

Die geplante Bebauung von 
Hinterhöfen, im Plan als Sanie-
rungsobjekt ausgewiesene Häu-
ser und für einen möglichen 
Abriss vorgesehene Gebäude 

Großer Informationsbedarf rund 
um den Bahnhof

riefen viele AnwohnerInnen 
auf den Plan. Sie befürchten ei-
ne Überplanung ihrer Anwesen 
ohne ihre Beteiligung, wünsch-
ten sich mehr Informationen 
von der Stadt und fragten, ob es 
nun von Vorteil oder von Nach-
teil für sie sei, zum Untersu-
chungsgebiet zu gehören.

Festzustellen war ein großes 
Bedürfnis an niederschwelliger 
Information. „Warum macht ei-
gentlich nicht die Stadt selbst 
ein solches Büro?“, war eine der 
häufigsten Fragen, die verwun-
derte BürgerInnen der GAL 
stellten. Tatsächlich läuft der-
zeit die offizielle Bürgerbeteili-
gung der Stadt zum Rahmen-
plan, der im Stadtplanungsamt 
(Untere Sandstraße 34) einzuse-
hen ist. Die GAL hat noch eini-
ge Restexemplare des Plans, die 
sie zum Selbstkostenpreis von 6 
Euro verkauft (Tel. 23777).
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befehl lautet für beide Autorin-
nen auf 15 Tagessätze à 20 Eu-
ro, also eine Geldstrafe von je 
300 Euro. Da aus Sicht der † 
und ihrer Rechtsberater der 
Tatbestand der üblen Nachre-
de durch keine Äußerung in 
besagtem †-Artikel gegeben 
ist, haben Friedrich und Schaib-
le inzwischen Einspruch einge-
legt, so dass es vermutlich zu 
einer Hauptverhandlung kom-
men wird.

Stadt bestätigt: 
Schwarzbauten
Die † steht auch nach wie 
vor zu der Behauptung, dass 
es Schwarzbauten am Steinweg 
gab, auch wenn der Eigentü-
mer Gagel dies als unwahr zu-
rückweist. Dazu mag ein Zi-
tat aus einem Antwortschrei-
ben der Stadt auf eine GAL-An-
frage als Beweis dienen. Darin 
heißt es: „Mit Stand Ende Sep-
tember 2008 wurden in den An-
wesen Steinweg 9 und 11 insge-
samt elf Baueinstellungen und 
zehn Nutzungsuntersagun-
gen erlassen. Vier Zwangsgel-
der wurden fällig gemeldet und 
neu angedroht sowie insgesamt 
zehn Bußgeldverfahren gegen 
Eigentümer, den Hausmeister 
und weitere Firmen eingelei-
tet. Aufgrund der Aktivitäten 
sah sich das Bauordnungsamt 
bislang mit 14 Widersprüchen 
und sechs Klagen beim Verwal-
tungsgericht konfrontiert.“

Bedauerlich ist, dass sich die 
Sozialbehörden der Stadt wei-
terhin nicht in der Lage sehen, 
den BewohnerInnen der Son-
ne gegen ausbeuterische Wohn-
bedingungen zu helfen. Mit ge-
wissem Recht argumentiert 
man im Rathaus, dass man nur 
dort eingreifen könne, wo man 
zu Hilfe gerufen werde, und 
dass die Mietverhältnisse pri-
vatrechtliche Angelegenheiten 
seien, in die sich der Staat nicht 
einmischen dürfe. Den Anstoß 
zu einer Veränderung müssten 
die BewohnerInnen also selbst 
geben, sonst passiert nichts. In-
sofern schießt die Zielformulie-
rung im Leitbild der Stadt (sie-
he Kasten) leider über die harte 
Realität hinaus.� sys


